
Merkblatt Versicherungen für Lehrpersonen 
Wissenswertes, Beiträge und Leistungen (ab 1. Januar 2026; Stand 1. August 

2026) 

 

Die Angaben gelten ausschliesslich für Personen, die nach dem Gesetz über die Anstellung von Lehrpersonen (GAL, 

SAR 411.200) angestellt sind. 

 

Lohnabzüge   

Beiträge der  

Mitarbeitenden 

 

 

 

 

 

 

 

 

 AHV/IV/EO 5,3 % 

ALV 1,1 % bis zu einem Jahreslohn von Fr. 148‘200 

Krankentaggeldversicherung 0,445 % (gemäss monatlichem Bruttolohn, inkl. 

 Anteil für 13. Monatslohn) 

Berufsunfallversicherung 0 % (Löhne bis Fr. 148‘200 sind auf Kosten des 

 Arbeitgebers versichert) 

Nichtberufsunfallversicherung 0,712 % bis zu einem Jahreslohn von  

Fr. 148‘200 (Versicherung bei einer wöchentlichen 

Arbeitszeit von mindestens 8 Stunden bzw. regel-

mässig 6 Lektionen bei Lehrpersonen) 

Unfallzusatzversicherung 0,031 % für Lohnanteil ab Fr. 148‘200 

 bis zu Fr. 400‘000 

Unfallzusatz / Sonderrisiko 0,002 % (Betrag für das Sonderrisiko bei Unfall) 

Pensionskasse 1,0 % Risikobeitrag ab Alter 18.  

 Beitragserhebung Sparbeitrag ab Alter 20 bis 70 

Reform AHV21 

Einheitliches Refe-

renzalter 

 Die Reform AHV 21 trat am 1. Januar 2024 in Kraft. Mit der Reform AHV 21 wird ein 

einheitliches Rentenalter, welches neu Referenzalter heisst, von 65 Jahren für Frauen 

und Männer eingeführt. Das Referenzalter der Frauen wird in vier Schritten von 64 auf 

65 Jahre erhöht. Es stieg erstmals am 1. Januar 2025 um drei Monate. Als erste be-

troffen waren die Frauen des Jahrgangs 1961. Im zweiten Schritt sind es die Frauen 

des Jahrgangs 1962; für sie beträgt das Referenzalter 64 Jahre und sechs Monate, für 

Jahrgang 1963 anschliessend 64 Jahre und neun Monate und ab Jahrgang 1964 

schliesslich 65 Jahre. Ab Anfang 2028 gilt für alle das Referenzalter 65. Weitergehende 

Informationen sind im Schulportal als "INFORMATION Sozialversicherungen für pensio-

nierte Lehrpersonen und für Lehrpersonen nach Vollendung des 58. Altersjahres" auf-

geschaltet. 

Krankheit oder 

Unfall 

Lohnzahlung sowie 

Kranken- und Un-

falltaggeld 

 Bei nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit wird der Lohn durch den Kanton während sechs 

Monaten in vollem Umfang ausgerichtet. Anschliessend wird die Lohnersatzleistung 

während 18 weiteren Monaten im Umfang des durchschnittlichen Nettolohnes der letz-

ten zwölf Monate bei voller Arbeitsleistung durch eine obligatorische Taggeldversiche-

rung ausgerichtet. Mitarbeitende und Anstellungsverhältnisse mit einer befristeten 

Dauer von bis zu sechs Monaten sind bei der Krankentaggeldversicherung nicht versi-

chert. 

Die Groupe Mutuel als Krankentaggeldversicherer des Kantons Aargau kann Vorgaben 

zur Abwicklung und Meldung von Versicherungsfällen erlassen. Die betroffenen Lehr-

personen und die Schulen sind verpflichtet diese Vorgaben einzuhalten, damit der Lei-

stungsanspruch korrekt und rechtzeitig angemeldet werden kann.  

Besondere Aufmerksamkeit ist der Einhaltung der Fristen für eine Anmeldung und Ein-

reichung der Arztzeugnisse zu schenken. Bei Verzögerungen oder unvollständigen Mel-

dungen kann die Groupe Mutuel die Leistungen kürzen, was für die betroffene Lehr-

person zu finanziellem Schaden führt.  
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Eine Anmeldung bei unserem Krankentaggeldversicherer Groupe Mutuel muss durch 

das BKS spätestens bis zum 60. Abwesenheitstag erfolgt sein. Damit keine Verzöge-

rungen oder Lücken im Leistungsbezug entstehen, ist folgenden Punkten grösstmögli-

che Aufmerksamkeit zu schenken: 

- Arbeitsunfähigkeiten müssen umgehend der Schulverwaltung gemeldet wer-

den. Es ist jeweils ein Arztzeugnis einzureichen. Eine verspätete Meldung (ab 

3 Tage rückwirkend) kann dazu führen, dass Taggeldzahlungen erst verzögert 

einsetzen oder sistiert werden. 

- Für die Auszahlung von Krankentaggeldern ist entscheidend, dass Arbeitsun-

fähigkeitszeugnisse lückenlos ab Beginn der Arbeitsunfähigkeit vorliegen. 

Fehlende oder verspätet eingereichte Zeugnisse führen zu Unterbrüchen in 

der Leistungserbringung und Taggeldauszahlungen. 

Sobald das BKS die Anmeldung vorgenommen hat, erhalten Sie von der Krankentag-

geldversicherung Groupe Mutuel eine Vollmachtanfrage. Diese ist erforderlich, damit 

die Versicherung die Leistungspflicht prüfen und die Auszahlung der Taggeldleistungen 

korrekt und fristgerecht vornehmen kann. Details können der Vollmachtanfrage der 

Groupe Mutuel entnommen werden. 

Der Arbeitgeber stellt auch bei Arbeitsunfähigkeit infolge eines Unfalls die Lohnfortzah-

lung während 6 Monaten in vollem Umfang sicher. Unfalltaggelder sind nicht sozialver-

sicherungspflichtig. Dies führt dazu, dass betroffenen Mitarbeitenden ein höherer Lohn 

ausbezahlt würde, als wenn sie gearbeitet hätten. Deshalb wendet der Kanton als Ar-

beitgeber einen sogenannten Nettolohnausgleich an. 

Dies gewährleistet, dass Mitarbeitende, die wegen eines Unfalls arbeitsunfähig sind, 

denselben Lohn erhalten, wie wenn sie arbeiten würden. Der sozialpolitisch motivierte 

Zweck ist, einem erkrankten oder verunfallten Mitarbeitenden den bisherigen Lohn 

während einer Arbeitsunfähigkeit weiter zu bezahlen, um keine finanziellen Einbussen 

zu erleiden. 

Schwangerschaft 

und Mutterschaft 

Lohnzahlung bei 

Schwangerschaft 

und Mutterschaft 

 Lehrerinnen wird während des Schwangerschafts- und Mutterschaftsurlaub der bishe-

rige Lohn während 13 Schulwochen bezahlt. Dieser bezahlte Urlaub wird durch die in 

den Urlaub fallenden Schulferien verlängert. Zusammen mit der unterrichtsfreien Zeit 

ergibt dies mindestens 16 Kalenderwochen bezahlten Urlaub. Mindestens 14 Wochen 

des bezahlten Urlaubs sind ab der Niederkunft zu beziehen bzw. maximal 2 Wochen 

können vor der Niederkunft bezogen werden. Da Lehrerinnen während mindestens 16 

Wochen den bisherigen, vollen Lohn ausbezahlt erhalten, macht der Kanton als Arbeit-

geber den Taggeldanspruch bei der SVA Aargau geltend.  

Erfolgt die Niederkunft während den ersten sechs Monaten der Anstellung, erhält die 

Mitarbeiterin die Leistungen des Bundesgesetzes über den Erwerbsersatz für Dienstlei-

stende und bei Mutterschaft, im Minimum aber die Hälfte des Lohnes. 

Mütter, deren Neugeborene direkt nach der Geburt für mindestens 2 Wochen im Spital 

verbleiben müssen, haben, wenn die Mutter nachweist, dass sie nach dem Ende des 

Mutterschaftsurlaubs wieder eine Erwerbstätigkeit aufnimmt, Anspruch auf zusätzlich 

bis zu maximal 56 Tage Mutterschaftsentschädigung. Anspruchsberechtigt sind Mütter, 

die während der letzten neun Monaten unmittelbar vor der Geburt des Kindes im Sinne 

des AHVG obligatorisch versichert waren, und während dieser Zeit mindestens fünf 

Monate lang eine Erwerbstätigkeit ausgeübt haben, und im Zeitpunkt der Geburt des 

Kindes als Arbeitnehmerin gelten.  

Diese Verlängerung wird über die Erwerbsersatzordnung (EO) vergütet; die Taggelder 

nach EOG werden von der Sozialversicherungsanstalt des Kantons Aargau (SVA) aus-

bezahlt. Während des verlängerten Mutterschaftsurlaubs werden durch die SVA für die 

Dauer der Hospitalisierung des neugeborenen Kinds respektive für maximal 56 Tage 

nur die Leistungen nach EOG, also 80 % des letzten Lohns, maximal aber Fr. 220.- pro 

Tag (Art. 16b ff. EOG), ausgezahlt. 
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Für die Zeit des verlängerten Mutterschaftsurlaubes ist ein unbezahlter Urlaub zu be-

ziehen. Während eines unbezahlten Urlaubs beziehungsweise des unbezahlten Teilur-

laubs ruhen unter Fortführung des Anstellungsverhältnisses die vertraglichen Pflichten 

(einerseits die Arbeitsleistung und andererseits die Lohnzahlung). 

Urlaub / Entschä-

digung des ande-

ren Elternteils 

(ehemals Vater-

schaftsurlaub) 

 Der Urlaub / die Entschädigung des anderen Elternteils (Vater oder Ehefrau der Mut-

ter) bei der Geburt eigener Kinder beträgt 2 Wochen bzw. zehn Arbeitstage. Der Ur-

laub kann im Verhältnis zum Beschäftigungsgrad tage- oder wochenweise bezogen 

werden. Der Anspruch beginnt ab dem Tag der Geburt des Kindes und dauert bis 

sechs Monate nach der Geburt. Wird der Urlaub nicht innerhalb von 6 Monaten ab der 

Geburt des Kindes bezogen, verfällt er. 

Anspruchsberechtigt zum Bezug der Entschädigung des anderen Elternteils ist die Per-

son, die im Zeitpunkt der Geburt des Kindes der rechtliche andere Elternteil ist oder 

dies innerhalb der folgenden sechs Monate wird (Vater des Kindes oder die Ehefrau der 

Mutter als der andere Elternteil). Das Kindesverhältnis entsteht durch Eheschliessung 

mit der Mutter, durch Vaterschaftsanerkennung oder durch ein Gerichtsurteil. Bei Ad-

option besteht kein Anspruch auf Vaterschaftsentschädigung. 

Der Vater oder die Ehefrau der Mutter als der andere Elternteil muss in den neun Mo-

naten unmittelbar vor Geburt des Kindes obligatorisch bei der AHV versichert gewesen 

sein und in dieser Zeit während mindestens fünf Monaten eine Erwerbstätigkeit ausge-

übt haben (Art. 16b i ff. EOG). 

Während des Urlaubs wird der bisherige Lohn ausbezahlt. Entschädigungen des ande-

ren Elternteils aus der Erwerbsersatzordnung (Erwerbsersatzgesetz, EOG) für bezoge-

nen Urlaub stehen dem Kanton zu. Ausführliche Informationen sind auf dem Schulpor-

tal aufgeschaltet "Information zum Urlaub / Entschädigung des anderen Elternteils 

(Vater oder Ehefrau der Mutter)". 

Militär-, Zivil-, 

Feuerwehrdienst 

und zivilem Er-

satzdienst 

 Während Militär-, Zivilschutz-, Feuerwehrdienst und zivilem Ersatzdienst, zu welchem 

die Lehrpersonen aufgrund ihrer Einteilung und ihres Grads verpflichtet sind, wird der 

Lohn ausbezahlt. Die EO-Entschädigung steht gemäss Art. 19 Abs. 2 des Bundesgeset-

zes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) vom 6. Oktober 

2000 dem Arbeitgeber zu. 

Die Feuerwehr ist ein polizeiliches Organ der Einwohnergemeinde. Deshalb gilt für sie 

nicht die Erwerbsersatzordnung des Bundes (EO). 

Die Feuerwehrpflicht beginnt am 1. Januar des Jahres, in dem das 20., und endet in 

der Regel am 31. Dezember des Jahres, in dem das 44. Altersjahr vollendet wird (§ 7 

Feuerwehrgesetz, SAR 581.100). 

Für alle Angehörigen der Feuerwehr gelten Einsätze, Übungen und Kurse, die Aus- und 

Weiterbildungszwecken dienen und zu denen sie aufgrund ihrer Einteilung und ihres 

Grades verpflichtet sind, als obligatorisch (§ 7 Abs. 5 und § 11 Abs. 2 Feuerwehrge-

setz); es wird während dieser Zeit vom Kanton der volle Lohn ausbezahlt. (§ 20 Abs. 1 

LDLP). 

Allfällige Verdienstausfallentschädigungen werden von den Gemeinden direkt an die 

Feuerwehrleute ausbezahlt. Da der Kanton für die Zeit, in der Feuerwehrdienst gelei-

stet wird, den Lohn ausbezahlt, muss die Verdienstausfallentschädigung (Taggeld) von 

den Lehrpersonen an den Kanton abgeliefert werden. Hingegen verbleibt der Sold den 

Lehrpersonen, ebenso eine allfällige Reiseentschädigung. 

Familienzulagen  Im Kanton Aargau beträgt die Kinderzulage ab dem 1. Januar 2026 225.00 Franken 

pro Monat (bis zum 31. Dezember 2025 215.00 Franken). Die Ausbildungszulage be-

trägt ab dem 1. Januar 2026 278.00 Franken pro Monat (bis zum 31. Dezember 2025 

268.00 Franken). 
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Familienzulagen werden ab einem AHV-pflichtigen Bruttolohn von 7'560.00 Franken 

pro Jahr ausgerichtet. Wird dieser jährliche Grenzbetrag nicht erreicht, besteht der An-

spruch nur für die Monate mit einem AHV-pflichtigen Brutto-Monatslohn von minde-

stens 630.00 Franken. 

Das maximale Einkommen des Kindes bei Anspruch auf Ausbildungszulagen beträgt 

pro Jahr 30'240 Franken resp. 2'520 Franken pro Monat. 

Der Anspruch auf Familienzulagen entsteht und erlischt mit dem Lohnanspruch. 

Es besteht Anspruch auf Kinderzulagen für Kinder bis zu deren 16. Geburtstag von 225 

Franken je Kind.  Die Ausbildungszulage wird ab dem Beginn des Monats ausgerichtet, 

in dem das Kind eine nachobligatorische Ausbildung beginnt, jedoch frühestens ab dem 

Beginn des Monats, in dem es das 15. Altersjahr vollendet. Besucht das Kind nach 

Vollendung des 16. Altersjahrs noch die obligatorische Schule, so wird die Ausbildungs-

zulage ab dem Beginn des darauffolgenden Monats ausgerichtet. Die Ausbildungszu-

lage beträgt 278 Franken je Kind und wird bis zum Abschluss der Ausbildung gewährt, 

längstens jedoch bis zum Ende des Monats, in dem das 25. Altersjahr vollendet wird.  

Erzielt das betreffende Kind selbst ein Einkommen, welches 30'240 Franken (maximale 

einfache Altersrente der AHV) pro Jahr bzw. 2'520 Franken pro Monat nicht übersteigt, 

kann ebenfalls eine Ausbildungszulage beantragt werden. 

Anspruch auf Zulagen besteht auch für Teilzeitmitarbeitende, sofern ihr jährliches bei-

tragspflichtiges Einkommen mindestens dem einer jährlichen halben AHV-Mindestrente 

entspricht (7'560 Franken pro Jahr bzw. 630 Franken pro Monat). 

Zu beachten ist der Grundsatz: „Ein Kind – eine Zulage“, für das gleiche Kind wird nur 

eine Zulage derselben Art ausgerichtet. Haben mehrere Personen für das gleiche Kind 

Anspruch auf Familienzulagen, regelt Art.7 des Bundesgesetzes über die Familienzula-

gen (SR 836.2) die Reihenfolge der Ansprüche. 

Besteht der Erstanspruch auf Familienzulagen in einem Kanton mit tieferen Zulagen, 

so kann bei der SVA Aargau eine Differenzzulage beantragt werden. 

Pensionskasse  

(obligatorisch) 

 Der Koordinationsabzug entspricht 25 % des anrechenbaren Jahreslohns, höchstens 

dem Koordinationsabzug gemäss BVG; dieser entspricht 7/8 der maximalen AHV-Rente 

(Stand 2025 Fr. 30'240; 7/8 = Fr. 26'460). Der minimal versicherte Lohn beträgt 

Fr. 3'780.–. 

Die BVG-Eintrittsschwelle liegt seit dem 1. Januar 2025 bei Fr. 22'680.–. Das bedeutet, 

dass der Beitritt zur Aargauischen Pensionskasse (APK) für alle Vollzeit- und Teilzeit-

mitarbeitenden obligatorisch ist, deren Jahreseinkommen die Eintrittsschwelle erreicht 

und deren Anstellung mehr als drei Monate dauert. Der Eintritt erfolgt ab 1. Januar 

nach Vollendung des 17. Altersjahres. Bis zum 31. Dezember nach Vollendung des 19. 

Altersjahres sind ausschliesslich die Risiken Invalidität und Tod versichert.  

 Arbeitnehmer/in Arbeitgeber 

Alter 
Spar-

beitrag 

Risiko-

beitrag 

Total 

Beiträge 

Spar-

beitrag 

Risiko-

beitrag 

Total 

Beiträge 

18-19 0,0 1,0 1,0 0,0 1,7 1,7 

20-24 3,00 1,0 4,0 5,0 1,7 6,7 

25-34 6,5 1,0 7,5 10.0 1,7 11,7 

35-39 7,5 1,0 8,5 11,0 1,7 12,7 

40-44 8,5 1,0 9,5 12.0 1,7 13,7 

45-49 9,5 1,0 10,5 13,0 1,7 14,7 

50-54 10,0 1,0 11,0 14,5 1,7 16,2 
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55-65 10,5 1,0 11,5 16,0 1,7 17,7 

66-70 3,0 0,0 3,0 5,0 0,0 5,0 

Die Leistungen bei Pensionierung, Invalidität und Tod richten sich nach dem Vorsor-

gereglement und dem dazugehörigen Kernplan des Kantons Aargau (Kernplan Kanton 

Aargau, Vorsorgeplan Nr. 700, gültig ab 1. Januar 2025).  

Bei der APK gilt seit dem 1. Januar 2008 das Beitragsprimat, das heisst, die Leistungen 

werden auf Basis des Sparkapitals mit einem Umwandlungssatz bei ordentlicher Pen-

sionierung mit 65 Jahren von 5,00 % errechnet. Weitere Details dazu finden Sie im In-

ternet unter www.apk.ch.  

Das ordentliche Pensionierungsalter bei der APK beträgt für Frauen und Männer 65 

Jahre. 

Pensionskasse  

(freiwillig) 

 Bereits bei der APK versicherte Personen: 

Freiwilliges Sparen: 

Ab 1. Januar nach Vollendung des 19. Altersjahrs kann die versicherte Person zusätz-

lich zu den Sparbeiträgen gemäss Art. 7 Abs. 1 (Sparen Standard) freiwillig Sparbei-

träge in der Höhe von 1 % des versicherten Lohns (Sparen 1+) oder von 2 % des ver-

sicherten Lohns (Sparen 2+) leisten. Sie werden dem Sparguthaben gutgeschrieben. 

Die Sparbeiträge des Arbeitgebers sowie die Risikobeiträge bleiben unverändert. Die 

Spargutschriften gemäss Art. 4 Abs. 2 erhöhen sich entsprechend. Das freiwillige Spa-

ren ist frühestens ab 1. Januar nach Eintritt in den Vorsorgeplan möglich. Der Beginn, 

die Änderung der Höhe oder die Beendigung des freiwilligen Sparens kann nur auf den 

Jahreswechsel erfolgen. Die Anpassung muss der APK bis spätestens am 30. November 

für das Folgejahr mitgeteilt werden. Beim freiwillig versicherten Lohn (vgl. das Regle-

ment über die Weiterführung des bisherigen versicherten Lohns) ist das freiwillige Spa-

ren ausgeschlossen. 

Freiwilliges Mitversichern von Jahreslöhnen fremder Arbeitgeber: 

Mitarbeitende, welche bereits obligatorisch bei der Aargauischen Pensionskasse versi-

chert sind, können freiwillig Jahreslöhne fremder Arbeitgeber mitversichern. Voraus-

setzung ist, dass der betreffende fremde Arbeitgeber bereit ist, die Arbeitgeberbeiträge 

gemäss den Versicherungsbedingungen der APK zu entrichten. 

Nicht bei der APK versichert: 

Mitarbeitende, welche verschiedene Arbeitgebende, jedoch mit den Anstellungen beim 

Kanton einen kleineren Jahreslohn als 22‘680 Franken (BVG-Minimum) haben, werden 

nicht obligatorisch in die Pensionskasse aufgenommen. Mitarbeitende mit mehreren 

Arbeitgebenden haben jedoch die Möglichkeit, den Lohn des Kantons bei einer anderen 

Pensionskasse oder der Stiftung Auffangeinrichtung zu versichern. Dafür gelten fol-

gende Voraussetzungen: 

• Der beim Kanton erzielte Jahreslohn liegt unter dem BVG-Minimum. 

• Der bei verschiedenen Arbeitgebern erzielte Jahreslohn ist grösser als das BVG-Mi-

nimum 

• Die Pensionskasse eines anderen Arbeitgebers lässt die Versicherung eines fremden 

Lohnes zu oder der/die Mitarbeitende versichert sich bei der Stiftung Auffangein-

richtung. 

Wichtig ist die umgehende und schriftliche Information über den Beitritt in die freiwil-

lige Versicherung an den Personaldienst Lehrpersonen. Der Kanton Aargau schuldet 

dem/der Mitarbeitenden die Beiträge erst ab dem Zeitpunkt, zu welchem die Informa-

tion über den Beitritt erfolgte (ab Gesuch). 

Instrumentallehrpersonen bzw. Lehrpersonen an Musikschulen 

Eine besondere Regelung besteht für Instrumentallehrpersonen. Sie können sich – al-

ternativ zur APK - beim Eintritt in den Aargauer Schuldienst bzw. bei Erreichen der 

BVG-Eintrittsschwelle für die Berufliche Vorsorge der Pensionskasse Musik und Bildung 

http://www.apk.ch/


 6

  

anschliessen. Diese Pensionskasse kennt keinen Koordinationsabzug d.h. die Beiträge 

werden auf dem Gesamtbetrag des AHV-Lohnes wie folgt erhoben: 

Alter 18-24 25-34 35-44 45-54 55-65* 

Beiträge in % gemäss 

Plan MV 
2,3 8,0 11,0 14,0 15,0 

*Schlussalter Frauen 64 plus 6 Monate im Jahr 2026; siehe Reform AHV21. Das Einheitliches Refe-

renzalter gilt auch für die berufliche Vorsorge. 

Der Kanton Aargau rechnet die Beiträge direkt mit der Pensionskasse Musik und Bil-

dung ab. Die Hälfte des abgerechneten Beitrags wird der Instrumentallehrperson vom 

Lohn in Abzug gebracht. 

Versicherungsträ-

ger 

 AHV/IV/EOEL/MSE/FZ SVA Aargau 

Kyburgerstrasse 15 

5001 Aarau 

Tel. 062 836 81 81 

www.sva-ag.ch 

Pensionskasse  

Berufliche Vorsorge (BVG) 

Aargauische Pensionskasse (APK) 

Hintere Bahnhofstrasse 8 

Postfach 

5001 Aarau 

Tel. 062 838 91 31 

www.apk.ch  

Pensionskasse Musik und Bildung 

Dufourstrasse 11 

4052 Basel 

Tel. 061 906 99 00 

www.musikundbildung.ch  

Unfallversicherung und Unfallzu-

satzversicherung 

Zürich Versicherungs-Gesellschaft AG 

Hagenholzstrasse 60                      

8050 Zürich 

Telefon: 0800 80 80 80            

www.zurich.ch 

Unfallmeldung: 

Kanton Aargau Lehrpersonen - BBTPre-

net 

Abredeversicherung: 

Abredeversicherung | Zurich Schweiz | 

Verlängerter Schutz für Nichtberufsun-

fälle 

Krankentaggeldversicherung Groupe Mutuel Versicherungen GMA AG 

Rue des Cèdres 5                             

CH – 1919 Martigny 

unternehmenoektg@groupemutuel.ch 

 

Weitere Informa-

tionen und Merk-

blätter 

 Informationen zu den Anstellungsbedingungen finden Sie unter                     

www.schulen-aargau.ch  

Informationen zu bezahlter Abwesenheit / unbezahltem Urlaub 

https://www.schulen-aargau.ch/regelschule/schulorganisation/planung-ressourcen/an-

stellung/abwesenheiten-stellvertretungen  

 

http://www.sva-ag.ch/
http://www.apk.ch/
http://www.musikundbildung.ch/
http://www.zurich.ch/
https://ag-lehrpersonen-unfallmeldung.bbtprenet.ch/de/sunet/create
https://ag-lehrpersonen-unfallmeldung.bbtprenet.ch/de/sunet/create
https://www.zurich.ch/de/firmenkunden/unfall-krankheit/unfallversicherung/abredeversicherung#F21598_as
https://www.zurich.ch/de/firmenkunden/unfall-krankheit/unfallversicherung/abredeversicherung#F21598_as
https://www.zurich.ch/de/firmenkunden/unfall-krankheit/unfallversicherung/abredeversicherung#F21598_as
mailto:unternehmenoektg@groupemutuel.ch
http://www.schulen-aargau.ch/
https://www.schulen-aargau.ch/regelschule/schulorganisation/planung-ressourcen/anstellung/abwesenheiten-stellvertretungen
https://www.schulen-aargau.ch/regelschule/schulorganisation/planung-ressourcen/anstellung/abwesenheiten-stellvertretungen

